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Die Gesundheitskrise, die die Welt aufgrund von COVID-19 verwüstet, hat die ganze
Zerbrechlichkeit des kapitalistischen Systems offenbart. Die kapitalistischen Mächte und ihr
gesamter Mechanismus der Ausbeutung und Anhäufung von Profiten wurden von einer bereits seit
2019 vorhergesehenen großen Wirtschaftskrise heimgesucht und befanden sich inmitten einer tiefen
Gesundheitskrise, die in China begann und sich rasch auf alle Länder und Kontinente ausweitete.
Das Virus führte zu einer neuen Ordnung, die die Länder dazu veranlasste, Maßnahmen der
Isolation und sozialen Distanzierung zu ergreifen, um eine noch größere Zahl von Todesfällen zu
verhindern. Durch die Isolation wurde die Wirtschaftskrise vorweggenommen und verschärft, was
mehrere Länder dazu veranlasste, noch härtere Maßnahmen gegen ArbeiterInnen zu ergreifen, um
die finanziellen Auswirkungen auf die Konten des Großkapitals der Welt zu minimieren.

Lage in Brasilien

In Brasilien ist die Situation nicht anders. Die Pandemie breitet sich rasch aus, und die Zahlen der
Fälle und Todesfälle sind erschreckend. Heute, am 20. Juni, übersteigt die Zahl nach offiziellen
Angaben 50.000 Tote und eine Million Infizierte, die zu wenig gemeldet werden. Während jedoch
andere Länder Isolationsmaßnahmen ergriffen haben, die auf den ersten Blick wirtschaftlichen
Interessen zuwiderlaufen, weigert sich in Brasilien die Regierung Bolsonaro, die Schwere der
Krankheit anzuerkennen. Als Regierung, die der ideologischen Linie der
„Wissenschaftsverweigerung“ folgt, behandelt Bolsonaro die Krankheit als etwas Einfaches und
verteidigt die Idee, dass ArbeiterInnen und Kinder sich dem Virus „stellen“ müssen, um die
Wirtschaft zu retten. Seit Beginn der Ansteckung in Brasilien hat er die ernste Situation, in der sich
das Land und die ganze Welt befinden, vernachlässigt.

Er hat die gleiche Politik wie Donald Trump verfolgt und besteht auf dem Einsatz eines Chloroquin-
Medikaments, das bei der Behandlung von COVID-19 mehr Kontroversen hervorruft als Ergebnisse
bringt. (Chloroquin wurde v. a. als Standard gegen Malaria eingesetzt. Wegen Resistenzentwicklung
der meisten Erreger ist es heute dort jedoch nicht mehr Mittel der 1. Wahl. Anm. d. Red.) Bolsonaro
leugnet die Richtlinien der Weltgesundheitsorganisation WHO, er ergreift nicht die geringste
Maßnahme zur Kontrolle der Ansteckung und hat darüber hinaus einen Krieg gegen
GouverneurInnen und BürgermeisterInnen geführt, die in ihren jeweiligen Provinzen und
Gemeinden Isolationsmaßnahmen ergriffen haben.

Das Land befindet sich in einer tiefen kulturell-ideologischen Fehde zwischen AnhängerInnen und
GegnerInnen von Bolsonaro. Den Richtlinien des falschen Philosophen Olavo de Carvalho folgend,
der von evangelikalen FührerInnen unterstützt wird, mit Teilen, die Theorien der „flachen Erde“
verteidigen, sowie faschistischen Gruppen, haben wir eine Regierung, die die Wissenschaft
verleugnet, indem sie systematisch die Mittel für die wissenschaftliche Forschung in Brasilien kürzt.
Die Haltung der Regierung gegenüber der Pandemie hat innerhalb von 26 Tagen zwei
Gesundheitsminister gestürzt, und zwar aufgrund von Divergenzen in der Politik der Bekämpfung
und Kontrolle der Ausbreitung der Krankheit und des Einsatzes von Chloroquin.

Inmitten der Gesundheitskrise unternimmt die brasilianische Regierung nicht die geringste
Anstrengung, um eine Politik der Ansteckungsbekämpfung vorzuschlagen. Im Gegenteil, sie besteht
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ständig darauf, alle Produktions- und Handelslinien wieder zu öffnen, wodurch die ArbeiterInnen
noch stärker der Ansteckung durch die Krankheit ausgesetzt werden. Das Gesundheitsministerium
hat zur Zeit keine/n MinisterIn. Das Ressort wird von einem Armeegeneral geleitet, der auf
Interimsbasis handelt. Das Militär übernimmt zunehmend das Kommando über die Regierung.
Während sich die Krankheit rasch ausbreitet, folgt die Regierung Bolsonaro dem kapitalistischen
Glaubensbekenntnis durch Wirtschaftsminister Paulo Guedes, indem sie Angriffe auf die
ArbeiterInnenrechte durchführt und vertieft und sich weigert, das Grundeinkommen
aufrechtzuerhalten, um die Lohnabhängigen zu unterstützen, die ihren Arbeitsplatz verloren haben.
Dafür benutzt sie die Ausrede, kein Geld zu haben, aber die Regierung hat in den letzten Monaten
3,2 Billionen Reais  = 544 Milliarden Euro) an Bankiers vergeben und damit deutlich gemacht, wen
diese Regierung „retten“ will.

Neben der Vernachlässigung der Kontrolle der Ansteckung durch COVID-19 hat der Skandal im
Zusammenhang mit der Abholzung des Amazonasgebiets und dem Völkermord an den indigenen
Völkern weitere Folgen mit sich gebracht, die die brasilianische Wirtschaft ernsthaft in
Mitleidenschaft ziehen. Der Ausschuss des US-Hauses lehnt mit einer Mehrheit der Demokratischen
Partei eine Ausweitung der Handelsabkommen mit Brasilien ab. Die Situation könnte sich für das
brasilianische Kapital verschlimmern, wenn der Demokrat Joe Biden zum Präsidenten gewählt wird,
denn, so der ehemalige Botschafter Rubens Ricupero, „er engagiert sich mehr für die Umweltfrage
als Barack Obama“. Das niederländische Parlament lehnte die Ratifizierung des Mercosur-EU-
Abkommens ab, weil es mit der Umweltpolitik im Amazonasgebiet und mit der landwirtschaftlichen
Konkurrenz nicht einverstanden ist. Brasiliens tiefe Wirtschaftskrise neigt dazu, sich angesichts der
schädlichen Politik der Umweltzerstörung und ihrer Folgen für die Außenbeziehungen zu
verschlimmern.

Politische Krise, ideologische Eskalation

Inmitten dieser ganzen Gesundheitskrise befindet sich die Regierung Bolsonaro in einer tiefen
politischen Krise seit dem Rücktritt eines der Spitzenminister der Regierung, des ehemaligen
Richters Sergio Moro, der für die „Geldwaschanlage“-Untersuchungen verantwortlich war, Lula
verurteilte und die Wahl Bolsonaros 2018 ermöglichte. Nach seinem Ausscheiden aus dem
Ministerium legte Moro den Streit um die Kontrolle der Bundespolizei und Bolsonaros Interessen am
Schutz seiner Kinder offen, insbesondere Senator Flávio Bolsonaro, gegen den unter anderem
wegen Korruptions- und Geldwäscheverbrechen ermittelt wird.

Moros Weggang und die Veröffentlichung des Videos des Ministertreffens, bei dem die
Bundespolizeiaffäre enthüllt wurde, schwächten die Unterstützerbasis für die Regierung und
zwangen Bolsonaro, Stimmen durch Verteilung von Millionengeldern an Kongressabgeordnete aus
dem so genannten „centron“ (Zentrum) zu sichern; die kleinen rechten Parteien, die sich im Tausch
gegen Unterstützung im Kongress verkaufen. Dieses Manöver führte dazu, dass Bolsonaro einen Teil
seiner Unterstützung verlor, weil er während des Wahlkampfes sagte, dass er die „alte Politik“,
Unterstützung im Kongress zu kaufen, ablehne und niemals praktizieren werde. Das Video des
Treffens war ein Schlag für die Regierung, denn es zeigt MinisterInnen, die rassistische Äußerungen
von sich geben, explizite Angriffe auf öffentliche Bedienstete, Umweltzerstörung und, vielleicht am
kompromittierendsten, die Erklärung des Bildungsministers Abraham Weintraub, der die
MinisterInnen des Obersten Gerichtshofs eindeutig angreift und bedroht.

Nach diesen Ereignissen verschärfte eine Gruppe, die sich die „300 BrasilianerInnen“ nennt, die
Probleme noch weiter. Mit faschistischem Charakter kampierte die Gruppe in Brasilia zum
„Kriegstraining“ und griff den Obersten Gerichtshof maskiert und mit Fackeln an, in deutlicher
Anspielung auf die Mitglieder des Ku-Klux-Klan. Alle Forderungen nach Schließung des Obersten
Gerichtshofs werden von Bolsonaro klar unterstützt. In den letzten Tagen hat das Gericht die



Verletzung des Bankgeheimnisses für die Abgeordneten der Bolsonarobasis genehmigt,
Durchsuchungen und Beschlagnahmungen von Material in ihren Häusern durchgeführt und den
Führer der faschistischen Gruppe „300 BrasilianerInnen“ vorläufig festgenommen. Bolsonaro
erkannte, dass das Gericht den Druck auf den ideologischen Kern der Regierung erhöht, und drohte
erneut mit einer Intervention, einem Staatsstreich, um den Beginn der „Jahre der Führung“ des
Militärputsches von 64 nachzustellen.

Die Antwort auf diese Drohungen war die Inhaftierung von Fabricio Queiroz, einem ehemaligen
Berater von Flávio Bolsonaro, während der Ermittlungen über Finanzströme im Zusammenhang mit
dem Büro von Flávio Bolsonaro, als er noch Mitglied des Staatskongresses von Rio de Janeiro war.

Faschistische Haltungen und Reaktionen

Die Aktionen der „300er-Gruppe“ schockierten einen Teil der brasilianischen Bevölkerung wegen
der Ähnlichkeit mit den von faschistischen Gruppen in den USA praktizierten Taten. Mit weißen
Masken und Fackeln in den Händen versammelten sie sich vor dem Obersten Gerichtshof und
drohten damit, die MinisterInnen des Gerichts anzugreifen. Die Reaktion war schnell. Fans, die mit
Fußballvereinen verbunden sind und „Antifa-Club-Fans“ genannt werden, riefen zu Aktionen auf, um
sich dem faschistischen Vormarsch entgegenzustellen. Diese Demos wurden ohne Beteiligung linker
Gruppierungen oder VertreterInnen der ArbeiterInnenbewegung aufgerufen. Auch wenn sie nicht so
groß waren, hatten sie Auswirkungen und störten die Regierung. Es ist interessant, darauf
hinzuweisen, dass diese Aktionen zur gleichen Zeit stattfanden, als in den Vereinigten Staaten und
in mehreren Ländern die Reaktion auf den Tod von George Floyd angesichts der von der Polizei in
Minneapolis begangenen Brutalität Empörung hervorrief.

Die Herausforderungen für die Linke

Die brasilianische Linke erlebt einen Moment der großen Herausforderung. Seit den Bewegungen
des Jahres 2013, als eine Welle von Demonstrationen auf die Straßen flutete, hat die Rechte in
diesen Bewegungen an Boden gewonnen und linke Fahnen und Parteien wurden abgelehnt. Die
Mobilisierung unterstützte die gefährliche Linie „keine Fahne und keine Partei“ mit
nationalistischen Reden, die den Gruppen, die sich zum Angriff auf die damalige Rousseff-Regierung
der ArbeiterInnenpartei PT organisierten, eine Stimme zu geben begannen. Rechte Gruppen zogen
eine Generation junger Menschen an und besetzten den von der Linken in den Bewegungen
eröffneten Raum. Es gibt mehrere Analysen, die darauf hindeuten, dass Tausende von Menschen, die
noch nie zuvor an politischen Aktionen teilgenommen hatten, sich diesen rechten Gruppen
anschlossen und sich mit ihnen identifizierten, und zwar auf der Grundlage eines moralistischen
Diskurses, der die Verteidigung der Familie, der Moral und der guten Sitten in den Vordergrund
stellte.

In diesem Szenario spielten die evangelikalen Kirchen, die über eine starke parlamentarische
Vertretung im Kongress verfügen, zweifellos eine wichtige Rolle. Diese Situation bildete die
Grundlage für die Verallgemeinerung von Hassreden bei den Wahlen 2014, als Dilma Rousseff
wiedergewählt wurde. Nach dem Wahlprozess hielten die PutschistInnen des rechten Flügels die
Hassreden und Vorurteile aufrecht, die schließlich zum Sturz der Regierung und zur Dominanz in
der brasilianischen Gesellschaft führten. Dieser politische Diskurs des Hasses hat die Wahlen von
2018 ernsthaft beeinflusst und führt auch heute noch dazu, dass die Linke von den meisten
BrasilianerInnen, von der Elite bis zu den ArbeiterInnen, abgelehnt wird.

Bisher hat sich die Linke, vor allem die PT, die die größte Partei der Linken und Hauptvertreterin
der ArbeiterInnen ist, nicht an die Spitze der Bewegungen gestellt. In diesem Moment der sozialen
Isolation ist die Situation noch schlimmer, denn viele Menschen fürchten sich wegen der



Gesundheitsgefahr an Straßenaktionen zu beteiligen.

In diesem Szenario der politischen Krise der Regierung Bolsonaro beginnen sich Aktionen der
Rechten gegen Bolsonaro zu entwickeln. Nachdem Meinungsumfragen ergeben hatten, dass die
Unterstützungsbasis der Bolsonaro-WählerInnenschaft rund 30 Prozent beträgt, startete der
ehemalige „bekehrte“ Bankier Eduardo Moreira in sozialen Netzwerken die Kampagne „Wir sind 70
Prozent“ gegen Bolsonaro.

Eine weitere Aktion gegen Bolsonaro ist das überparteiliche Manifest der Bewegung „Wir sind
zusammen“, das rechte und linke Führungspersönlichkeiten aus Kunst, Schriftstellerei, Religion und
andere unterzeichnet haben. Das Manifest richtet sich klar gegen die Forderungen von Jair
Bolsonaro. Der ehemalige Präsident Lula hat sich jedoch gegen die Unterzeichnung dieses Manifests
ausgesprochen. Für ihn ist es nur eine Aktion zum Sturz Bolsonaros und stellt nicht die Verteidigung
der Interessen der ArbeiterInnenklasse dar. Lula argumentiert, dass die PT in der Lage sei, selbst
gegen Bolsonaro vorzugehen und den ArbeiterInnen einen Ausweg aufzuzeigen. Für Lula ist das,
was diese Elite will, der Sturz des Mannes Bolsonaro, aber die Aufrechterhaltung der Regierung
Bolsonaro, einer Regierung, die den ArbeiterInnen eine Sparpolitik aufzwingt.

Bisher sehen wir kein Zugehen der PT auf die Beschäftigten, keinen Aufruf zu ihrer Organisierung.
Die linken Organisationen und Parteien sind isoliert, aber die meisten Arbeiterinnen und Arbeiter
sind nicht isoliert, weil sie arbeiten oder weil sie nicht in der Lage sind, dies zu tun. Die
ArbeiterInnenschaft ist täglich einer Ansteckung ausgesetzt, sie verliert Arbeitsplätze und Rechte,
wobei die von der Regierung beschlossenen Maßnahmen die Situation noch verschlimmern.

Die brasilianische Linke ist in einer Situation, in der sie sich innerhalb der Bewegungen nicht
durchsetzen kann, sie übernimmt heute nicht die Führungsrolle der ArbeiterInnen in Brasilien. Es
handelt sich um eine tiefe Krise, die Raum für die Besetzung durch die extreme Rechte eröffnet hat.
Der Diskurs der extremen Rechten, die an der Macht ist, hat die ArbeiterInnenklasse erreicht. Es ist
ein reaktionärer, oft sogar faschistischer Diskurs, der den Hass auf Minderheiten, auf Bildung, auf
die Künste predigt. Er hat LehrerInnen und Kultur in Feinde der Gesellschaft verwandelt und die
Lehre und wissenschaftliche Forschung zerstört. Es gibt keinen Dialog innerhalb der Linken. Die
wenigen Versuche, eine Einheitsfront zu bilden, waren sehr kurzlebig und haben die
vorgeschlagenen Ziele nicht erreicht. Wie der Philosoph Vladmir Safatle sagte, leidet die
brasilianische Linke heute unter einer tiefen Identitätskrise. Es ist notwendig, diese Identität als
VertreterIn der ArbeiterInnenklasse zu retten. Was wir seit Jahren erleben, ist eine Linke, die sich
nur um die Wahlagenda kümmert, um die möglichen Stimmen und Positionen, die erreicht werden
können.

Lula hat Recht, wenn er sagt, dass die PT kein Manifest mit PutschistInnen unterschreiben muss, um
Bolsonaro loszuwerden, dass die Partei eine Agenda für die ArbeiterInnen vertreten solle, aber er
weist nicht den Weg zum Kampf, zur Mobilisierung und zur Positionierung der PT und des
Hauptgewerkschaftsbundes CUT als Hauptinstrumente des proletarischen Kampfes. Einige
AnalystInnen weisen darauf hin, dass Lula mit diesem Diskurs versucht, die Basis der Partei neu zu
organisieren, um in naher Zukunft wieder eine Führungsrolle zu erlangen, aber auf den alten
Bündnissen mit der Rechten aufbauend.

In der Zwischenzeit wurden im Kongress mehrere Anträge auf Amtsenthebung gestellt, aber es gibt
keine Anzeichen dafür, dass Rodrigo Maia, der Vorsitzende des Kongresses, diesen Anträgen
stattgeben wird. Bolsonaro versucht, sich durch die Unterstützung der Zentrumsparteien, des
Militärs und der Polizei zu stärken. Es ist eine schwache Regierung, aber eine, die weiterhin der
neoliberalen Agenda folgt. Während wir ArbeiterInnen unter all den wirtschaftlichen und sozialen
Folgen der Pandemie leiden, greift die Regierung weiterhin unsere Rechte an, und die Linke bewegt



sich nicht dazu, Kämpfe zu organisieren.

Mobilisierung nötig

Es ist dringend notwendig, dass die FührerInnen der Linken, vor allem aus der PT und dem
Gewerkschaftsverband  CUT, die ArbeiterInnen auffordern und an die Basis gehen und sagen, dass
diese Regierung eine Regierung der Zerstörung ist und wir ihr entgegentreten müssen. Wir wissen,
dass die Einhaltung von Abstandsregelen und Gesundheitsvorschriften notwendig sind, aber in der
gegenwärtigen Situation müssen wir den ArbeiterInnen klarmachen, dass es nicht möglich sein wird,
der Krankheit zu begegnen, Bedingungen der Isolation zu haben, menschenwürdige
Lebensbedingungen zu garantieren, solange die Regierung Bolsonaro besteht. Nur durch den Sturz
dieser gesamten Regierung können wir die Mindestbedingungen haben, um bessere Lebens-,
Arbeits- und Gesundheitsbedingungen zu fordern.

Wir müssen der ArbeiterInnenklasse klar und deutlich sagen, dass eine Regierung, die
Abermilliarden für die BankerInnen ausgibt und sich weigert, die Hilfe für die ArbeiterInnen zu
gewährleisten, sich nicht um die 50.000 Toten durch Corona kümmert, die sich nur um die großen
Geschäftsleute und die Rettung der eigenen Familie sorgt, eine solche Regierung kann nicht länger
aufrechterhalten werden.

Angesichts dieses Chaos brauchen die linken Parteien eine geschwisterliche Debatte, um eine
Einheitsfront Front zum Kampf für die Agenda der ArbeiterInnenklasse aufzubauen, die
unmittelbare und Übergangsforderungen enthält. Nur auf diese Weise werden wir eine linke
Regierung, eine ArbeiterInnenregierung erkämpfen können, die sich auf die Kampforgane der Klasse
stützt, die Interessen der ArbeiterInnen vertritt und mit dem Kapitalismus bricht.


